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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kollegin und Kollegen 

betreffend Arbeits- und Sozial rechtliche Absicherung im Falle von Fehl- und 
Totgeburten und Kindstod 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales über den Antrag 1013/A(E) der Abgeordneten Mag. Gerald 
Loacker, Kolleginnen und Kollegen betreffend Sozial- und Arbeitsrechtliche 
Absicherung von Eltern im Falle von Fehl- und Totgeburten und Kindstod (570 
d.B.) - TOP 7 

Das österreichische Arbeits- und Sozial recht weist leider noch immer Lücken bzw. 
rechtliche Graubereiche auf, die einem entwickelten Wohlfahrtsstaat nur bedingt ent­
sprechen. Beispielsweise entsprechen die arbeits- und sozialrechtlichen Folgen im 
Falle eines Kindstodes während des Mutterschutzes bzw. Karenz oder einer Totge­
burt nicht unbedingt den Bedürfnissen und Notwendigkeiten der betroffenen Eltern. 
Im Falle eines solchen emotionalen Ausnahmezustandes muss darauf wertgelegt 
werden, dass (in den meisten Fällen) den Müttern eine entsprechende unbürokrati­
sche Absicherung gewährt wird und die Betroffenen durch soziale Netze in der ers­
ten Zeit nach einem solchen tragischen Tod, ausreichend aufgefangen werden. Da­
bei soll der bürokratische Aufwand für die Betroffenen gering gehalten werden, um 
einerseits eine ausreichende Trauerphase, aber auch eine körperliche Regeneration, 
zu ermöglichen. 

Solche Fälle können in verschiedenen sozial- und arbeitsrechtlichen Stadien zum 
Tragen kommen, weshalb unterschiedliche Gesetzesänderungen zu Bedenken sind, 
um entsprechende Graubereiche zu beseitigen und Rechtssicherheit zu schaffen. Es 
geht hier nicht nur um die Rechtssicherheit für die betroffenen Eltern, sondern auch 
um eine Rechtssicherheit für die Arbeitgeber_innen, die in den entsprechenden Situ­
ationen oft vor unangenehme Entscheidungen gestellt werden. 

Bei der Betrachtung der Problematik ist insbesondere der Zeitpunkt des Endes der 
Schwangerschaft bzw. der Zeitpunkt des Todes des Kindes von Bedeutung. 

• Fehl- und Totgeburten 

Nach einer Fehlgeburt (Geburtsgewicht unter 500 Gramm, kein Lebenszeichen) sieht 
das Mutterschutzgesetz keine Freistellung für betroffene Frauen vor. Betroffene 
Frauen werden aufgrund des medizinischen Eingriffes krank geschrieben, ein dar­
über hinausgehender Schutz ist trotz einer oft bereits monatelangen Schwanger­
schaft und Geburt nicht gegeben. Selbst wenn man in diesem Zusammenhang eine 
Krankschreibung als ausreichend erachtet, sollten hier die Umstände ins Auge ge­
fasst werden, die auch eine Begründung des Mutterschutzes darstellen: der gesund­
heitliche und körperliche Schutz der Mutter. Aus diesem Grund scheint eine arbeits­
und sozialrechtliche Absicherung durch einen Krankenstand nicht der Situation ent­
sprechend. 

Im Falle einer Totgeburt (Geburtsgewicht mindestens 500 Gramm und ohne Lebens­
zeichen) hat die betroffene Frau Anspruch auf vollen Mutterschutz, also 16 Wochen 
in Summe. Gerade in diesem Fall kommt eine quasi willkürlich festgelegte Grenze 
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des Geburtsgewichtes zu tragen, die eine Ungleichbehandlung deutlich macht. Wiegt 
das Kind über 500 Gramm hat die Mutter Anspruch auf vollen Mutterschutz. Bei eini­
gen Gramm darunter hat die Mutter keinerlei Ansprüche. Aus diesem Grund ist diese 
500 Gramm-Grenze auch arbeits- und sozialrechtlich in Frage zu stellen. Insbeson­
dere auch deswegen, weil ein geringfügiger Gewichtsunterschied nicht darüber Auf­
schluss geben kann, inwiefern die körperliche Verfassung der Mutter tatsächlich 
durch eine Schwangerschaft bzw. durch eine Fehl- bzw. Totgeburt angeschlagen ist. 

Wesentlich sind in diesem Zusammenhang auch die Auswirkungen auf den Kündi­
gungsschutz der betroffenen Mütter. Dieser endet bei einer Fehlgeburt sofort, bei 
einer Totgeburt endet der Kündigungsschutz je nach Zeitpunkt der Geburt vier Wo­
chen nach Ablauf des Mutterschutzes. Zwar gäbe es Möglichkeiten einer Anfechtung 
oder von Schadenersatz bei einer Kündigung nach einer Fehlgeburt nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz, aber auch hier zeigt sich, wie unterschiedlich die Folgen 
der Anwendung der 500 Gramm-Grenze für die Mütter sind. Eine entsprechende An­
gleichung sollte deshalb angedacht werden bzw. ein Überdenken der 500 Gramm­
Grenze. 

• Kindstod 

Im Falle eines Kindstodes muss der Zeitpunkt betrachtet werden, in dem dieser ein­
tritt. Wenn der Tod des Kindes in die Zeit des Mutterschutzes fällt, ist jedenfalls eine 
soziale Absicherung bis zum Ende des Mutterschutzes gegeben (da der Mutter­
schutz nicht an das Kind, sondern an die Geburt geknüpft ist) - Der Kündigungs­
schutz endet vier Monate nach Ende des Mutterschutzes. Falls der Mutterschutz kurz 
nach dem Kindstod endet sollte angedacht werden, eine Verlängerung des Mutter­
schutzes bzw. eine automatische DienstfreisteIlung zu ermöglichen. Ohne Kind ist 
nach Ablauf des Mutterschutzes kein Kinderbetreuungsgeld (und Karenz) vorgese­
hen. Verstirbt das Kind beispielsweise in der letzten Woche des Mutterschutzes, wä­
re jegliche sozialrechtliche Absicherung eine Woche später zu Ende. 

Verstirbt das Kind während des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld bzw. in der Ka­
renz besteht ab dem Folgetag des Todes kein Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld . 
In diesem Fall müssen sich die betroffenen Frauen (Männer) schon am Folgetag 
beim Arbeitgeber melden. Dieser könnte die umgehende Arbeitsaufnahme fordern. 
Tut er dies, wird den betroffenen Eltern vorgeschlagen, in Krankenstand zu gehen. 
Durch die psychische Ausnahmesituation sind die betroffenen Eltern tatsächlich nicht 
arbeitsfähig, ein Krankenstand ist aber eine unzureichende Lösung, da dieser für die 
Eltern wieder mit Bürokratie und Hürden und Einschränkungen verbunden ist. Bei 
Aufforderung zum Dienstantritt ist auch zu beachten, dass in diesem Fall der Kündi­
gungsschutz noch immer im Krankenstand, ist eine Kündigung leichter zu rechtferti­
gen. Erfolgt keine Aufforderung zum Dienstantritt, weil z.B. eine Karenzvertretung 
eingestellt wurde, müsste sich die Betroffene beim AMS arbeitslos melden, um sozi­
alrechtlich durch den Bezug von Arbeitslosengeld abgesichert zu sein. Problematisch 
ist diese Situation auch dahingehend, wenn eine betroffene Mutter oder ein betroffe­
ner Vater aufgrund einer Nicht-Erwerbstätigkeit bzw. nicht ausreichender Versiche­
rungszeiten, keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat und dementsprechend zur 
Absicherung ein bürokratischer Spießrutenlauf nötig ist, um eine bedarfsorientierte 
Mindestsicherung zu beziehen. Gerade in einer solchen Lebenssituation stellt dies 
eine nicht zu bewältigende Situation für die Eltern dar. 

Wie bereits erwähnt ist die angesprochene Situation auch für die jeweiligen Arbeit­
geber_innen keine angenehme und ein entsprechender Rechtsrahmen würde es 
diesen erleichtern Entscheidungen zu treffen. Der Dienstgeber ist gezwungen, eine 
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Entscheidung zu treffen, so könnte er eine Rückkehr verlangen, muss diese aber 
nicht ermöglichen, was in vielen Fällen aufgrund der Einstellung einer Karenzvertre­
tung auch erfolgt. Eine automatische Verlängerung des Kinderbetreuungsgeldbezu­
ges und der Karenz würde hier einen entsprechenden Zeitraum schaffen, in dem 
DienstgeberJnnen und die betroffenen Eltern Lösungen suchen können, an statt dies 
quasi sofort nach dem Tod des Kindes zu verlangen. 

• Situation der Väter 

Auch Väter trifft ein solcher Zwischenfall schwer, zwar nicht körperlich, emotional 
bzw. psychisch. Eine DienstfreisteIlung - wie bei anderen familiären Angelegenheiten 
- wäre im Falle von Fehl-lTotgeburten zu berücksichtigen. Gegenwärtig sind die kon­
kreten familiären Angelegenheiten und die entsprechend zustehende Dienstfreistei­
lung kollektivvertraglich geregelt. Ursprünglich sollen solche DienstfreisteIlungen je­
doch ausschließlich ermöglichen, die erforderlichen Behördengänge zu erledigen. 
Gerade in diesem Zusammenhang sollte aber auch eine erweiterte DienstfreisteIlung 
gewährt werden. 

Die beschriebenen Situationen und dementsprechenden arbeits- und sozialrechtli­
chen Rahmenbedingungen zeigen deutlich auf, dass eine genauere Betrachtung und 
Bearbeitung der Problematik wichtig ist, um entsprechende rechtliche Graubereiche 
zu beseitigen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und die Bundes­
ministerin für Familie und Jugend werden aufgefordert eine verbesserte arbeits- und 
sozialrechtliche Absicherung von Eltern im Falle einer Fehlgeburt, einer Totgeburt 
oder eines Kindstodes umzusetzen. " 
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